
 
 

 

  
 

     
   
         
                   
                     
  

 
 

 

 
 

 

R e c h t s a n w a l t  
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t   

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t  

 

Grabenstraße 24 / Ecke Indestraße 

52249 Eschweiler 

Rechtsanwalt     kanzlei 

       Jörg G.   teinort 
 

Mandantenbrief 02/2024 
 
SPRUCH 
 

Es wird Wagen geben, die von keinem Tier gezogen werden 

und mit unglaublicher Gewalt daherfahren. 
Leonardo da Vinci; 1452 – 1519, italienischer Maler, Bildhauer und Musi-

ker  

 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

Betriebsübergang – Geschäftsführer 

mit Arbeitsvertrag 

 Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch tritt bei einem Betriebsübergang 

der neue Inhaber in die Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt 

des Übergangs bestehenden Arbeitsverhältnissen ein. Im Falle eines 

Geschäftsführers entschieden die Richter des Bundesarbeitsgerichts 

in ihrem Urteil v. 20.7.2023: „Liegt der rechtlichen Beziehung zwi-

schen Organ (Geschäftsführer) und Gesellschaft ein Arbeitsverhältnis 

zugrunde, geht bei einem Betriebsübergang zwar das Arbeitsverhält-

nis, nicht aber die Organstellung auf den Erwerber über.“ 

 

Ein Geschäftsführer hatte 13 Jahre für das Unternehmen gearbeitet, 

bevor er zum Geschäftsführer ernannt wurde. Es wurde kein separater 

Dienstvertrag abgeschlossen, sondern stattdessen sein bestehender 

Arbeitsvertrag mit geringfügigen Änderungen fortgeführt. Als das 

Unternehmen Insolvenz anmeldete, übernahm ein anderes Konzern-

unternehmen im Wesentlichen die Geschäftstätigkeit. Ob dies ein Be-

triebsübergang war, war umstritten. Trotzdem wurde dem Geschäfts-

führer vom Insolvenzverwalter gekündigt. Einen Tag nach der Kündi-

gung gab er seine Position als Geschäftsführer auf, forderte aber wei-

terhin, als Angestellter beschäftigt zu bleiben. Er argumentierte, dass 

sein Arbeitsverhältnis übergegangen war. Das Landesarbeitsgericht 

Hamm folgte dieser Argumentation nicht. Das Bundesarbeitsgericht 

entschied jedoch zugunsten des Geschäftsführers.  

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Testamentsauslegung bei Aussage „bis 

zu meinem Tod pflegt und betreut“ 

 
 



 

 

 In einem vom Oberlandesgericht in München entschiedenen Fall er-

richtete eine kinderlose und verwitwete Erblasserin im April 2011 ein 

handschriftliches Testament folgenden Inhalts: „Mein letzter Wille! 

Die Person, die mich bis zu meinem Tode pflegt und betreut, soll 

mein gesamtes Vermögen bekommen! Zurzeit ist es: Frau xy, wohn-

haft … Ich bin im Vollbesitz meiner geistigen Kräfte. Unterschrift“  

 

Wenn der Wortlaut eines Testaments so unbestimmt ist, dass die Aus-

legung ergebnislos bleiben muss, ist es ungültig. So war es auch im 

o.g. Fall. Auch im Wege der Testamentsauslegung konnte nicht fest-

stellt werden, welche Kriterien nach dem allein maßgeblichen Erblas-

serwillen erfüllt sein müssen, damit der Erbe benannt werden kann.  

 

Fraglich war bereits, ob die Erblasserin sich bei der Errichtung des 

Testaments von der Vorstellung leiten ließ, dass die Person, die sie 

„pflegt und betreut“ dies ab Errichtung des Testaments zu tun hatte. 

Denkbar war aber auch, dass (auch) ein späteres Übernehmen von 

Pflege und Betreuung ausreichend sein sollte. Ebenso offen und im 

Wege der Auslegung nicht sicher feststellbar war, ob die Person, die 

„pflegt und betreut“, dies ununterbrochen (unabhängig vom jeweili-

gen Beginn) tun musste. Letztlich ließ sich auch nicht klären, ob das 

zeitliche Element von „Pflege und Betreuung“ nach der Vorstellung 

der Erblasserin tatsächlich bis „in“ den Tod im Sinne einer Sterbebe-

gleitung erfolgen musste. Darüber hinaus lässt sich aber auch nicht 

mit hinreichender Sicherheit im Wege der Testamentsauslegung er-

mitteln, was die Erblasserin inhaltlich unter „pflegt und betreut“ ver-

stand.  

 Sonstiges 

DSGVO – „Scoring“ bei der Kredit-

vergabe 

 Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) steht zwei Datenverar-

beitungspraktiken von Wirtschaftsauskunfteien entgegen. Während 

das „Scoring“ nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig ist, 

steht die längere Speicherung von Informationen über die Erteilung 

einer Restschuldbefreiung im Widerspruch zur DSGVO.  

 

Das „Scoring“ ist ein mathematisch-statistisches Verfahren, das es er-

möglicht, die Wahrscheinlichkeit eines künftigen Verhaltens, wie 

etwa die Rückzahlung eines Kredits, vorauszusagen. Der Europäische 

Gerichtshof kam zu der Entscheidung, dass das „Scoring“ grundsätz-

lich als eine verbotene „automatisierte Entscheidung im Einzelfall“ 

anzusehen ist, sofern die Kunden der SCHUFA, wie beispielsweise 

Banken, ihm eine maßgebliche Rolle im Rahmen der Kreditgewäh-

rung beimessen.  

 

Bei der Restschuldbefreiung steht es im Widerspruch zur DSGVO, 

wenn private Auskunfteien solche Daten länger als das öffentliche In-

solvenzregister (sechs Monate) speichern.  


